
Stadt Eberswalde  
Der Bürgermeister 

 
Richtlinie der Stadt Eberswalde zur Projektförderun g von Schulen 

beschlossen in der Stadtverordnetenversammlung  
am 26.04.2007  

 
 

 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage  
 
1.1  
Die Stadt Eberswalde kann in Anlehnung an die §§ 23 , 44 der Landeshaus-
haltsordnung (LHO), der Verwaltungsvorschriften (VV ) zu § 44 LHO und nach 
Maßgabe dieser Richtlinie Zuwendungen für Projekte von Schulen gewähren mit 
dem Ziel, dass den Schülerinnen und Schülern der Zu gang zu und die Teilhabe 
an vielfältigen schulischen und außerschulischen An geboten in hoher Quali-
tät an ihrer Schule ermöglicht wird.  
 
1.2  
Ein Rechtsanspruch der Antragsteller auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund  ihres pflichtgemäßen 
Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel . Zuwendungen können nur 
dann in Anspruch genommen werden, wenn die Gesamtfi nanzierung des Projektes 
gesichert ist. Es ist ein in Art und Umfang angemes sener Eigenanteil zu 
erbringen, z. B. durch ehrenamtliche Arbeitsleistun g. 
Die Förderung von Projekten durch die Stadt Eberswa lde ist eine freiwillige 
Leistung. Das bedeutet, dass Projektförderung währe nd der Zeit vorläufiger 
Haushaltsführung nicht möglich ist. Dies ist bei de r zeitlichen Planung von 
Projekten zu berücksichtigen. 
Es ist das von der Stadt Eberswalde vorgegebene Ant ragsformular zur Pro-
jektförderung von Schulen zu verwenden (Anlage 1). 
 
 
2. Gegenstand der Förderung  
 
2.1 a)  
Gefördert werden können einzelne abgegrenzte Vorhab en in den Bereichen:  
      - Regionaler Berufemarkt  
      - Schülerwettbewerbe (z. B. Sport- oder Musik wettbewerbe),  
      - Schulpartnerschaften,  
      - kulturelle Gestaltung von Schuljubiläen, Sc hulfeiern und Ab- 
        schlussfesten, 
      - kulturelle Bildung, 
      - Schulsozialarbeit und  
      - Sonstige Projekte. 
Dazu gehören auch spartenübergreifende Projekte und  solche Vorhaben, die 
internationale Bezüge aufweisen.  
 
2.1 b)  
Gefördert werden können jährlich wiederkehrende Vor haben die in den unter 
Nummer 2.1 Buchstabe a genannten Bereichen.  
 
 

... 
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2.1.1 Regionaler Berufemarkt  

Gefördert werden können insbesondere:  
Ausstellungen, Installationen, Symposien, Workshops ,  Materialkosten, Fahr- 
bzw. Transportkosten, Kosten für Veröffentlichungen , Kosten für die Her-
stellung von Programmen.  
 
 
2.1.2 Schülerwettbewerbe  

Gefördert werden können insbesondere:  
Wettbewerbe in den Sparten Sport, Musik, Schauspiel  (Theater), bildende 
Kunst, Tanz, Medien, Literatur, Naturwissenschaften  etc., Materialkosten, 
Eintrittspreise, Fahrkosten, Kosten für die Veröffe ntlichung von Arbeitser-
gebnissen, Kosten für die Herstellung von Programme n.  
 
 
2.1.3 Schulpartnerschaften  

Gefördert werden können insbesondere:  
Ausstellungen, Konzeptionen/Studien, Materialkosten , Eintrittspreise, Fahr-
kosten, Kosten für die Veröffentlichung von Arbeits ergebnissen, Kosten für 
die Herstellung von Programmen, Kosten für Speisen und Getränke (einmal je 
Partnerschaftsbesuch), Repräsentationskosten (z. B.  Blumen, Gastgeschenke 
einmal je Partnerschaftsbesuch), Übernachtungskoste n.  
 
 
2.1.4 Kulturelle Gestaltung von Schuljubiläen, -fei ern und Abschlussfesten 

Gefördert werden können insbesondere:  
Materialkosten, Eintrittspreise, Fahrkosten, Kosten  für die Veröffentli-
chung von Arbeitsergebnissen, Kosten für die Herste llung von Programmen, 
Honorare, Mieten und Pachten.  
 
 
2.1.5 Kulturelle Bildung   

Gefördert werden können insbesondere:  
Musikfeste, Konzerte/Konzertreihen, Wettbewerbe, Se minare, Kurse, Orches-
ter, Chöre und andere Ensembles, Ausstellungen, Les ungen,  Filmveranstal-
tungen etc. (siehe auch Punkt: 2.1.1), Materialkost en, Eintrittspreise, 
Fahrkosten, Kosten für die Veröffentlichung von Arb eitsergebnissen, Kosten 
für die Herstellung von Programmen, Honorare, Miete n und Pachten.  
 
 
2.1.6 Schulsozialarbeit  

Gefördert werden können insbesondere:  
Beratungshonorare, Einrichtung oder Modernisierung eines Beratungsraumes, 
Anschluss an neue Medien, Materialkosten, Eintritts preise, Fahrkosten, Kos-
ten für die Veröffentlichung von Arbeitsergebnissen , Kosten für die Her-
stellung von Programmen, Honorare, Mieten und Pacht en. 
 
 

... 
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2.1.7  Sonstige Projekte 

Gefördert werden können insbesondere: 
Kinder- und jugendbezogene kulturelle Projektarbeit , sparten- und generati-
onsübergreifende kulturelle Projektarbeit, pädagogi sche Projekte, Seminare, 
Kurse, Workshops, Materialkosten, Eintrittspreise, Fahrkosten, Kosten für 
die Veröffentlichung von Arbeitsergebnissen, Kosten  für die Herstellung von 
Programmen, Honorare, Mieten und Pachten.  
 
 
2.2  
Nicht gefördert werden:  
Maßnahmen, die gewerblichen und kommerziellen Zweck en dienen, Karnevals- 
bzw. Faschingsveranstaltungen oder Festumzüge, Erst ellung von Publikatio-
nen, Medien und Tonträger, soweit diese alleiniger Antragsgegenstand sind, 
Fertigung und Beschaffung von Kleidung und Ähnliche m für Gruppen und En-
sembles.  
Investive Maßnahmen (z. B. Einrichtungsgegenstände,  die mehr als 476,00 EUR 
(brutto) kosten bzw. eine Sachgesamtheit bilden, wo bei diese nicht mehr als 
476,00 EUR (brutto) betragen darf).  
Honorare, Mieten und Pachten, Kosten für Speisen un d Getränke sowie Reprä-
sentationskosten soweit sie nicht ausdrücklich in d en Punkten 2.1.1 bis 
2.1.7 erlaubt sind. 
 
 
3. Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind: 
Schulleiterinnen/Schulleiter von Schulen in der Sta dt Eberswalde. Sie 
zeichnen für die sachgerechte Verwendung der Mittel  entsprechend dem Antrag 
sowie für den Nachweis der Verwendung verantwortlic h. 
  

4. Zuwendungsvoraussetzungen  

4.1 An der Durchführung des beantragten Projekts mu ss ein erhebliches 
Stadtinteresse bestehen.  
Dieses kann insbesondere vorliegen bei Projekten, d ie nachhaltig der Erhal-
tung und dem Ausbau der schulischen Struktur in der  Stadt Eberswalde die-
nen, die aktuelle gesellschaftliche Themen/Entwickl ungen aufgreifen, die 
eine inhaltliche Verknüpfung mit anderen Politikfel dern (zum Beispiel Bil-
dung, Arbeit, Tourismus, Kultur, Toleranz, Antirass ismus) aufweisen und da-
mit eine struktur-politische Wirkung entfalten könn en, zur nachhaltigen 
Vermittlung von Bildungs- und Erziehungszielen dien en, zur Förderung von 
Schülerinnen und Schülern mit einem innovativen Ans atz beitragen, zur Qua-
lifizierung und Professionalisierung von im Bildung sbereich tätigen Perso-
nen, die der Kooperation beziehungsweise Vernetzung  dienen, die internatio-
nale Bezüge, insbesondere zu osteuropäischen Partne rn aufweisen. 
 
4.2  
An der Finanzierung von Projekten können sich ander e öffentliche oder nicht 
öffentliche Stellen angemessen beteiligen. Diese Be teiligung ist ausdrück-
lich erwünscht. 

...   
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4.3  
Nicht förderfähig sind Anträge sowie Vorhaben ohne örtlichen Bezug. 

 
 
 
5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung  
 
5.1  
Zuwendungsart: Projektförderung  
 
5.2  
Finanzierungsart  
Die Zuwendung wird grundsätzlich als Teilfinanzieru ng gewährt. Sie erfolgt 
je nach Lage im Einzelfall als Anteils- beziehungsw eise Fehlbedarfs-
finanzierung; in geeigneten Fällen als Festbetragsf inanzierung.  
Ein Eigenanteil in Höhe von mindestens 10 % ist vom  Antragsteller zu er-
bringen. 
 
5.3  
Form der Zuwendung  
Die Zuwendung wird als zweckgebundener, nicht rückz ahlbarer Zuschuss bezie-
hungsweise als entsprechende Zuweisung gewährt.  
 
5.4  
Bemessungsgrundlage, Höhe der Zuwendung  
Zuwendungsfähig sind Sachausgaben beziehungsweise A usgaben, die zur Errei-
chung des Zuwendungszwecks notwendig sind (siehe Pu nkte 2.1.1 bis 2.1.7).  
Bei Projekten mit einer Zuwendung i. H. von bis zu 999,99 Euro wird die 
Entscheidung zur Finanzierung durch die Bewilligung sbehörde, Fachamt für 
Bildung, Jugend und Sport gefällt. 
Darüber hinaus entscheidet der zuständige Fachaussc huss.  
 
 
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen  
 
6.1  
Maßgeblich sind die jeweils gültigen Allgemeinen Ne benbestimmungen für Zu-
wendungen zur Projektförderung von Schulen (ANBest- PfSchul - Anlage 4). 
 
6.2  
Bei allen Veröffentlichungen über das Projekt ist a uf die Förderung durch 
die Stadt Eberswalde hinzuweisen. 
  
6.3  
Der Zuwendungsempfänger muss die Angaben zu den im Antrag formulierten Zie-
len der Förderung sorgfältig und vollständig erhebe n und im Rahmen des Ver-
wendungsnachweises unter dem Stichwort “Effizienzna chweis“ auswerten. Nähe-
res regelt der Zuwendungsbescheid (Anlage 2).  
 

... 
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7. Antrags- und Bewilligungsverfahren  
 
7.1 Antragsverfahren  
Der Antrag ist auf der jeweils aktuellen Fassung de s anliegenden Vordrucks 
bei der Bewilligungsbehörde zu stellen (Anlage 1).  
Der Antragsteller muss das Ziel des beantragten Pro jektes nach Qualität und 
Umfang so formulieren, dass es auch als Grundlage f ür den Effizienznachweis 
gemäß Nummer 6.3 dienen kann. Ein Finanzierungskonz ept ist beizulegen. 
 
 
7.2 Antragsfristen  
Die Antragsfrist endet 30 Tage vor Beginn des Proje ktes. In Ausnahmefällen 
können Anträge, die eine Höhe von 999,99 Euro nicht  überschreiten, in Ab-
sprache mit dem Fachdienst für Bildung und Jugend b is 14 Tage vor Beginn 
des Projektes gestellt werden. 
 
 

7.3 Bewilligung  
Bewilligungsbehörde ist die Stadt Eberswalde.  
Zur Vorbereitung der Entscheidung über den Antrag k ann die Bewilligungsbe-
hörde externen Sachverstand hinzuziehen.  
Die Bewilligungsbehörde entscheidet über den Antrag  durch einen schriftli-
chen Bescheid. Mehrere Projekte eines Zuwendungsemp fängers können in einem 
Bescheid zusammengefasst werden.  
 
 

7.4 Anforderung und Auszahlung  
Die Anforderung und Auszahlung von Zuwendungen erfo lgt entsprechend den Re-
gelungen der jeweils gültigen Fassung der ANBest-Pf Schul. 
  
 

7.5 Verwendungsnachweis  
Der Verwendungsnachweis (Anlage 3) ist gegenüber de r Bewilligungsbehörde zu 
führen; maßgeblich sind die Bestimmungen im Zuwendu ngsbescheid. Der Effi-
zienznachweis nach Nummer 6.3 und das Finanzierungs konzept muss in jedem 
Fall der Bewilligungsbehörde zugeleitet werden.  
 
 

7.6 Zu beachtende Vorschriften  
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen sowie für 
den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die  gegebenenfalls erfor-
derliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die  Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten in Anlehnung die VV/VVG zu  § 44 LHO, soweit nicht 
Abweichungen in dieser Richtlinie zugelassen worden  sind (Anlage 1 bis 4).  
 
 

7.7 Präsentation/Information des Ausschusses  
Im Ausschuss für Schule und Kita findet eine Präsen tation bzw. ein Kurzvor-
trag des Antragstellers statt, wenn im Ausschuss ei n Antrag in Höhe von ü-
ber 999,99 EUR zur Befürwortung vorliegt. Liegen An träge unter 999,99 EUR 
vor, ist eine Kurzdarstellung in Schriftform dem Pr otokoll des Ausschusses 
beizulegen (Sachbericht).  
 
               ... 
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8. Geltungsdauer  
Diese Förderrichtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Mai  2007 in Kraft und ist 
bis zum 31.12.2010 befristet. Sie kann jeweils um w eitere zwei Jahre ver-
längert werden, wenn bis spätestens drei Monate vor  Ablauf der Geltungsdau-
er entsprechende Haushaltsmittel zur Verfügung steh en.  
Die Geltungsdauer des Antragsvordrucks entspricht d er Geltungsdauer dieser 
Richtlinie.  
 
Anlagen:  
-  Antrag auf Gewährung eines Zuschusses aus dem Haush alt der Stadt zur 

Projektförderung von Schulen 
-  Zuwendungsbescheid  
-  Verwendungsnachweis  
-  Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pr ojektförderung an Schu-

len in der Stadt Eberswalde (ANBest-PfSchul) 
 
 
 
Eberswalde, den 02.05.2007 
 
 
Boginski 
Bürgermeister 
 



Anlage 1 
       
 

Antrag auf Gewährung eines Zuschusses aus dem Haush alt der 
Stadt zur Projektförderung von Schulen 

___________________________________________________ __________ 
 
 
1. Antragstellerin  
 
1.1.  Name/Anschrift der Schule: 
 
___________________________________________________ _____________ 
 
1.2. Projektverantwortliche(r):  Name: 
        Telefon-Nr.: 
___________________________________________________ _____________ 
 
 
 
2. Projekt  
 
2.1. Bezeichnung: 
___________________________________________________ _____________ 
 
2.2. Durchführungszeitraum: 
___________________________________________________ _____________ 
 
 
3. Finanzierungsplan  
 
3.1.  Gesamtkosten: 

 

3.2.  davon andere öffentliche Förderung: 

3.3.  Eigenanteil: 

3.4.  davon Leistungen Dritter, 
z. B. Spenden, Teilnehmerbeiträge: 

3.5.  davon beantragter Zuschuss aus dem 
Haushalt der Stadt: 

3.6.  detaillierter Finanzierungsplan (Auflistung von Ein zel- 
positionen – kann als Anlage zum Antrag beigelegt w erden) 
  

 
 
 

... 
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4. Begründung der Beantragung des Zuschusses  
   (Beschreibung des Projektes, Begründung der Notwend igkeit der Förderung,  
     Konzeption, Ziel, Zielgruppen, Öffentlichwirks amkeit - evtl. Beschrei- 
     bung in einer Anlage)  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Bestätigung der Beratung durch die Verwaltung:  
 
   Datum:     Unterschrift: 
 
 
 
6. Erklärung  
 
Es wird erklärt, dass 
 
5.1.  mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch  vor Er-

halt des Bewilligungsbescheides nicht begonnen wird , 
 

5.2.  die in diesem Antrag gemachten Angaben voll ständig und 
richtig sind. 

 
 
 
 
Eberswalde, den _____________      ________________ _____________ 
           Unterschrift der Schulleiterin  
           bzw. des Schulleiters 
 
 
 



Anlage 2 

 
 
Bewilligungsbehörde: 
 
 Stadt Eberswalde 
 Amt für Bildung, Jugend und Sport 
 Breite Straße 41-44 
 16225 Eberswalde 
 

 Az.: .....................  
 

_______________,den __.__.____ 
                                        (Datum, Ort) 

 
 
____________________________ 
 
____________________________ 
 
____________________________ 
(Anschrift des Zuwendungsempfängers) 

 
 
 
 

Zuwendungsbescheid 
(Projektförderung von Schulen) 

 
 
Betreff:  Zuwendung der Stadt Eberswalde 
  hier: ___________________________________________ ______ 
 
                ___________________________________ ______________ 
 
 
Bezug:  Ihr Antrag vom __.__.____ 
 
 
Anlage:  Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur P rojektför-

derung von Schulen (ANBest-PfSchul) 
 
 
 
 

... 
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1.  Bewilligung 
 
Auf Ihren vorgenannten Antrag bewillige ich Ihnen 
 
für die Zeit vom __________ bis __________ (Bewilligungszeitraum) 
  
eine Zuwendung in Höhe von  ______________ EUR 
 
(in Buchstaben: __________________________ EUR) 
 
 
 
2.  Zur Durchführung folgender Maßnahme 
 
(Genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks und – wenn  mit Hilfe der Zuwen-
dung Gegenstände erworben oder hergestellt werden –  ggf. die Angabe, wie 
lange  die Gegenstände für den Zuwendungszweck gebu nden sind.) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  Finanzierungsart/-höhe 
 
Die Zuwendung wird  
 
                 □ als Anteilfinanzierung in Höhe von __________ EUR 
 
in der Form der    (Höchstbetrag siehe Zuwendungsbe trag) 
 
                 □ Festbetragsfinanzierung zu zuwendungsfähigen 

                   Gesamtausgaben in Höhe von _____ ___________ EUR 
 
als              □ Zuweisung (Zuschuss) 

gewährt. 
 
 

... 
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4.  Zuwendungsfähige Gesamtausgaben (ausfüllen, wenn be antragter und 
bewilligter Betrag nicht übereinstimmen oder andere  Gründe die 
Darstellung erforderlich machen) 

 
Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben wurden wie fol gt ermittelt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.  Bewilligungsrahmen 
 
Von der Zuwendung entfallen auf 
 
 - Ausgabeermächtigungen:   __________________ EUR 

 
6.  Auszahlung 
 
Die Zuwendung wird im Rahmen der verfügbaren Hausha ltsmittel aufgrund der 
Anforderungen nach den ANBest-PfSchul ausgezahlt. S ie kann per Vorlage der 
jeweiligen Rechnungen erfolgen. Teilbeträge können über Handkasse bzw. Bar-
auszahlungen beglichen werden, vorab ist eine Absti mmung mit der Stadtkasse 
notwendig.  
 
 
7.  Nebenbestimmungen 
 
Die beigefügten ANBest- PfSchul sind Bestandteil di eses Bescheides. 
 
Abweichend oder ergänzend hierzu wird Folgendes bes timmt: 
 
1. ________________________________________________ _____________ 
 
2. ________________________________________________ _____________ 
 
3. ________________________________________________ _____________ 
 
 
 

... 
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Der Nachweis über die Verwendung der bewilligten Mi ttel ist bis zum 
__________ des jeweiligen Haushaltsjahres im o. g. Fachamt unter Vorla-
ge der Originalbelege  zu erbringen. 
 
Die Vorlage der Originalbelege beim Verwendungsnach weis ist auch dann 
erforderlich, wenn die Maßnahme mit anderen öffentl ichen Mitteln geför-
dert wird. 
 
Der bewilligte Zuschuss ist zweckgebunden für die o . g. Maßnahme. Bei 
nicht zweckentsprechender Verwendung der finanziell en Mittel wird der 
Zuschuss zurückgefordert. 
 
 
 
 
 
 
 
_________________________________________________ 
(Datum, Unterschrift des Fachamtes für Bildung, Jug end und Sport 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage 3 
 
 

 
__________________________                  _______ ______________ 
(Zuwendungsempfänger)             (Ort, Datum)  

 
 
 
(Anschrift der Bewilligungsbehörde):  

 Stadt Eberswalde 
 Amt für Bildung, Jugend und Sport 
 Breite Straße 41 – 44 
 16225 Eberswalde 
 
 
 
 

Verwendungsnachweis 
 
 
 
Betr.: ____________________________________________ ______ 
 
          _________________________________________ _________ 

(Zuwendungszweck)  
 
 
 
Durch Zuwendungsbescheid(e) der (Bewilligungsbehörd e) 
 
 
vom _____________ Az.: _________________ über _____ __________ EUR 
 
 
vom _____________ Az.: _________________ über _____ __________ EUR 
 
 
wurden zur Finanzierung der oben aufge- 
führten Maßnahmen insgesamt bewilligt:        _____ __________ EUR 
 

Es wurden insgesamt ausgezahlt:               _____ __________ EUR 
 
 
 
 

... 
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Sachbericht  
 
 
(Kurze Darstellung der durchgeführten Maßnahme, unt er anderem Beginn, 
Maßnahmedauer, Abschluss, Erfolg und Auswirkungen d er Maßnahme, etwaige 
Abweichungen von den dem Zuwendungsbescheid zugrund e liegenden Planungen 
und vom Finanzierungsplan.) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

... 
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II. Zahlenmäßiger Nachweis  

 
1. Einnahmen 

Art 
Eigenanteil, Leistungen 

Dritter, Zuwendungen 

Laut  
Zuwendungsbescheid 

 
Laut Abrechnung 

  
EUR 

 
v. H. 

 
EUR 

 
v. H. 

 
Eigenanteil 

    

Leistungen Dritter (oh-
ne öffentl. Förderung) 
 

    

Bewilligte öffentl. 
Förderung durch 
 
 
 
 
 

    

 
Zuwendung der Stadt: 

    

 
Insgesamt: 

  
100 

  
100 

 
 
2. Ausgaben 

 
Ausgabengliederung *  

 
Laut Zuwendungsbescheid 

 
Laut Abrechnung 

  
insgesamt 

 
davon zuwen-
dungsfähig 

 
insgesamt 

 
davon zu-

wendungsfä-
hig 

  
(EUR) 

 
(EUR) 

 
(EUR) 

 
(EUR) 

     

     

     

     

     

     

     

 
Insgesamt: 

    

 
... 
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Bestätigungen 
 
 
Die vorgenannten Angaben stimmen mit dem/den Zuwend ungsbescheid(en) über-
ein. In Kenntnis der strafrechtlichen Bedeutung unv ollständiger oder fal-
scher Angaben wird versichert, dass 
 

- die Einnahmen und Ausgaben nach den Rechnungsunterl agen im Zusammen-
hang mit dem geförderten Vorhaben angefallen sind, 

- die nicht zuwendungsfähigen Beträge, Rückforderunge n und Rückzahlungen  
abgesetzt wurden, 

- die Zuwendung ausschließlich zur Erfüllung des im B ewilligungsbescheid 
näher bezeichneten Zuwendungszwecks verwendet wurde , 

- die im Zuwendungsbescheid, einschließlich den dort enthaltenen Neben-
bestimmungen, genannten Bedingungen und Auflagen ei ngehalten wurden. 

 
Dem Unterzeichner ist bekannt, dass die Zuwendung i m Falle ihrer zweck-
widrigen Verwendung der Rückforderung und Verzinsun g unterliegt. 
 
 
 
 
 
 
 
  _______________________              ____________ _____________________ 
       (Ort, Datum)                    (Rechtsverbi ndliche Unterschrift) 
 
 
 
 
 

Ergebnis der Prüfung durch den Fachdienst für Bildu ng und Jugend 
 
 
Der Verwendungsnachweis wurde anhand der vorliegend en Unterlagen geprüft. 
Es ergaben sich keine – die nachstehenden – Beansta ndungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  ________________________            _____________ ____________________ 
        (Ort, Datum)                     (Dienstste lle/Unterschrift) 
 
 
 
 
 
 



Anlage 4   
 
 

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pr ojekt-  
förderung an Schulen in der Stadt Eberswalde (ANBes t-PfSchul)  

 
 
Die ANBest-PfSchul enthalten Nebenbestimmungen im S inne des § 36 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfGBbg) sowie notwend ige Erläuterungen. Sie 
sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit i n ihm nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt ist. 
 
 

Inhalt 
Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 
Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Än derung der Finanzierung 
Nr. 3 Vergabe von Aufträgen 
Nr. 4 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte  Gegenstände 
Nr. 5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers  
Nr. 6 Rechnungslegung 
Nr. 7 Nachweis der Verwendung 
Nr. 8 Prüfung der Verwendung 
Nr. 9 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 
 
 

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung  
 
1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuw endungsbescheid be-

stimmten Zwecks verwendet werden. Sie ist wirtschaf tlich und sparsam 
zu verwenden. 

 
1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere 

Zuwendungen, Leistungen Dritter) und der Eigenantei l des Zuwendungs-
empfängers sind als Deckungsmittel für  alle mit dem Zuwendungszweck zu-
sammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Der Finanzier ungsplan ist hin-
sichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die ei nzelnen Ausgabean-
sätze dürfen um bis zu 20 v. H. überschritten werde n, soweit die Über-
schreitung durch entsprechende Einsparungen bei and eren Ausgabeansät-
zen ausgeglichen werden kann. Die Sätze 2 und 3 fin den bei Festbe-
tragsfinanzierung keine Anwendung. 

 
1.3 Für die Anforderung und Auszahlung der Zuwendun g gilt Folgendes: 

1.3.1 Bei der Förderung von Vorhaben (z. B. Einrich tungsgegenstände) 
dürfen Zuwendungen - jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen 
anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigene n und sons-
tigen Mitteln des Zuwendungsempfängers - nur soweit  und nicht 
eher angefordert werden, als sie voraussichtlich in nerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen 
des Zuwendungszwecks benötigt werden. 

 
 

... 
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1.3.2 Die Anforderung muss in dem Fall der Nr. 1.3. 1 die zur Beurteilung 

des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben (voraussic htlich fällige 
Zahlungen abzüglich erwarteter Einnahmen einschließ lich Zuwendungen 
Dritter, Eigenanteil und dem Projekt zuzurechnender  gegebenenfalls 
vorhandener Geldbestände) enthalten. 

 
1.3.3 Die Zuwendungen sind gesondert zu bewirtschaf ten. 

1.4 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur vereinbart oder 
bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder d urch besondere 
Umstände gerechtfertigt ist. 

1.5 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zu wendungsbescheid zu 
widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwend ungszweck mit der 
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist. 

 

2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änder ung der Finanzierung  

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die nach dem Fi nanzierungsplan zuwen-
dungsfähigen Ausgaben für den Zuwendungszweck, erhö hen sich die Deckungs-
mittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so er mäßigt sich die Zuwen-
dung 

2.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zu wendungen anderer Zuwen-
dungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstig en Mitteln des Zu-
wendungsempfängers, 

 
2.2  bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen  in Betracht kom-

menden Betrag. 
 
2.3 Dies gilt (ausgenommen bei wiederkehrender Förd erung desselben Zuwen-

dungszwecks) nur, wenn sich die zuwendungsfähigen A usgaben oder De-
ckungsmittel um mehr als 500 Euro (Gesamtvolumen) ä ndern. 

 
 
3. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Ge genstände  

Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks  erworben oder herge-
stellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verw enden und sorgfältig zu 
behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie vo r Ablauf der im Zuwen-
dungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht  anderweitig verfügen. 

 
4. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers  

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzügl ich der Bewillgungsbe-
hörde anzuzeigen, wenn 
 
4.1 sich nach Vorlage des Finanzierungsplanes eine Ermäßigung der zuwen-

dungsfähigen Ausgaben um mehr als 7,5 vom Hundert e rgibt. Er ist fer-
ner verpflichtet anzuzeigen, wenn er nach Vorlage d es Finanzierungs-
plans - auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises  - weitere Zuwen-
dungen für denselben Zuwendungszweck bei anderen öf fentlichen Stellen 
beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er - gege benenfalls weitere 
- Mittel von Dritten erhält, 

... 
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4.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewi lligung der Zuwendung 
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen, 

4.3 sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungs zweck nicht oder mit 
der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist, 

 
4.4 Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendu ngszweck verwendet 

oder nicht mehr benötigt werden. 
 
 
5. Nachweis der Verwendung  

5.1 Eine Terminsetzung zur Abgabe des Verwendungsna chweises ist im Zuwen-
dungsbescheid durch die bewilligte Behörde festzule gen. 

 
5.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachb ericht und einem zah-

lenmäßigen Nachweis. 
 
5.3 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwe ndung sowie das erziel-

te Ergebnis kurz darzustellen.  
 
5.4 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahme n und Ausgaben entspre-

chend der Gliederung des Finanzierungsplans summari sch auszuweisen. 
Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusa mmenhängenden Ein-
nahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mit tel) und Ausgaben 
enthalten. Soweit der Zuwendungsempfänger die Mögli chkeit zum Vorsteu-
erabzug nach § 15 Umsatzsteuergesetz hat, dürfen nu r die Entgelte 
(Preise ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden. 

 
5.5 Die Originalbelege sind vorzulegen. Im Verwendu ngsnachweis ist zu bes-

tätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wi rtschaftlich und 
sparsam verfahren worden ist. 

 
5.6 Der Zuwendungsempfänger hat die Belege und Vert räge sowie alle sonst 

mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen fünf  Jahre nach Vorla-
ge des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuer-
rechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist 
bestimmt ist. Zur Aufbewahrung können auch Bild- od er Datenträger 
verwendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfa hren muss den 
Grundsätzen einer in der öffentlichen Verwaltung al lgemein zugelasse-
nen Regelung entsprechen. 

 
5.7 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel 

an Dritte weiterleiten, sind die von den empfangend en Stellen ihm ge-
genüber entsprechend den Allgemeinen Nebenbestimmun gen für Zuwendungen 
zur Projektförderung zu erbringenden Zwischen- und Verwendungsnachwei-
se mit Belegen dem Verwendungsnachweis nach Nr. 5.1  beizufügen. 

 
6. Prüfung der Verwendung  

6.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, sonstig e Geschäftsunterlagen 
anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durc h örtliche Erhe-
bungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu l assen. Der Zuwen-
dungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen be reitzuhalten und 
die notwendigen Auskünfte zu erteilen.  

... 
 



- 4 - 
 
 
6.2 Die Rechnungsprüfungsstelle der Stadt Eberswald e ist berechtigt, bei 

dem Zuwendungsempfänger zu prüfen. Hat der Zuwendun gsempfänger Mittel 
an Dritte weitergeleitet, darf er auch bei diesen p rüfen. Eine über-
örtliche Prüfung nach dem Gemeindehaushaltsrecht bl eibt unberührt. 

 
 
7. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung  
 
7.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwe ndungsbescheid nach Ver-

waltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwV fGBbg) oder anderen 
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenhei t zurückgenommen 
oder widerrufen oder sonst unwirksam wird. Dies gil t insbesondere, 
wenn 

7.1.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollstä ndige Angaben erwirkt 
worden ist, 

7.1.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den v orgesehenen Zweck ver-
wendet wird, 

7.1.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.  B. nachträgliche Ermä-
ßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2). 

 
 
7.2 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht 

kommen, soweit der Zuwendungsempfänger 
 
7.2.1 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer ges etzten Frist erfüllt, 

insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachwe is nicht recht-
zeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 4) nicht rechtzeitig 
nachkommt. 

 
 
7.3 Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 49a Abs. 3 VwVfGBbg mit 

3 v. H. über dem jeweils geltenden Basiszinssatz na ch § 1 des Dis-
kontsatz-Überleitungs-Gesetzes (DÜG) vom 9. Juni 19 98 (BGBI. 1 S. 
1242) zu verzinsen. 

 
7.4 Werden Zuwendungen in dem Fall der Nr. 1.3.2 ni cht innerhalb von zwei 

Monaten nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwen dungszwecks verwen-
det und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgen ommen oder widerru-
fen, sind regelmäßig für die Zeit von der Auszahlun g bis zur zweckent-
sprechenden Verwendung Zinsen in Höhe von 5 v. H. ü ber dem jeweils 
geltenden Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verlangen . Diese Regelung 
gilt für Zuwendungen ab einer Größenordnung von 1.0 00,00 EUR. 


